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lust demokratischer Freiheiten durch ei- 
nen technokratischen Industrialismus. 
Die KritikerInnen der etablierten Politik 
orientierten sich an den Idealen der 
Gewaltfreiheit und der Basisdemokra- 
tie. Die regierungsamtliche Außenpoli- 
tik sollte nicht nur verändert sondern 
durch vernetzte Gesellschaften über- 
wunden werden. 

Ähnlich wie viele Sozialdemokratin- 
nen sahen die meisten Westgrünen die 
Vereinigung Deutschlands skeptisch, 
auch wenn ihre ostdeutschen KollegIn- 
nen in den DDR-Bürgerrechtsgmppen 
zu den Initiatorlnnen der Revolution ge- 
hörten. Einen wieder auflebenden Na- 
rionalismus, zumal in Deutschland, 
mußten sie als Gefahr sehen. da eine 
neue deutsche Machtpolitik ihr Projekt 
einer multikulturellen Zivilgesellschaft 
gefährden würde. Vor wie nach 1989 
fordern Die Grünen nicht nur die E i e -  
gung gewaltförmiger Koniiiie oder den 
Aushau von Mechanismen zur Streit- 
schlichtung. Vielmehr steht für sie die 
grundlegendere Frage des Abbaus 
struktureller Macht im Mittelpunkt. Ihr 
Ziel bleibt die Internationalisierung und 
Zivilisierung der Gesellschaften sowie 
die Überwindung eines machtbesesse- 
nen Etatismus. 

E i  Grundpfeiler bündnisgrüner Au- 
h p o l i t i k  ist der unzweideutige Ver- 
zicht auf nationalstaatliche Lösungen . 
Sicherheit - oder besser: Frieden - läßt 
sich nur durch Zusammenarbeit und 
transnationale Verflechtung herstellen. 
Insofern vertreten die meisten Bündnis- 
grünen einen erweiterten Sicherheitsbe- 
griff, ähnlich dem von Sozialdemokra- 
tlnnen, Liberalen und Konservativen. 
Allerdings wenden sie sich gegen eine 
einseitig-egoistische Auffassung, die 
politische und soziale Herausfordemn- 
gen auf militärische Risiken verkürzt. 
An die Stelle der traditionellen Außen- 
politik wollen sie eine deutsche Politik 
im internationalen Interesse setzen. Die 
Bezugspunkte bündnisgrüner Politik 
sind weder einzelne Nationen noch der 
Standort Europa, sondern die Weltge- 
meinschaft. 

Der Uni~eISalitäLSanspni~h der Men- 
schenrechte sei zu einem Grundwert 
dieser internationalen Gemeinschaft ge- 
worden, heißt es in bündnisgrünen Pro- 
grammen. Dabei orientiert sich diese 
Partei an einer umfassenden Defuiition 
der bürgerlichen, politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte. Diese programmatischen Aus- 
führungen können jedoch allenfalls nor- 

mativ, nicht als analytische Aussage ge- 
meint sein. da sie die tatsächliche Plura- 
lität ethnischer, sozialer und religiöser 
Kulturen vernachlässigen. Jenseits all- 
gemeiner Menschenrechtsdeklarationen 
ist zu bezweifeln, inwiefern die meisten 
Gesellschaften der Erde bereit sind, um- 
fassende Individualrechte 2.B. von 
Frauen oder politische Oppositions- 
rechte tatsächlich zu garantieren. 

Eine wertegestützte Weltgemein- 
schaft existiert gegenwärtig nicht. So 
kontrastiert der Totalitätsansp~ch der 
vorrangig von den Industrieländern de- 
finierten Menschenrechte mit der feh- 
lenden Beschreibung einer Durchset- 
zungsstrategie. Auch in dieser Hinsicht 
gibt es deutliche Affuiitäten zwischen 
dem Berliner SPD-Programm und 
bündnisgrünen Überlegungen. Für letz- 
tere sind jedoch die Vereinten Nationen 
das zentrale politische Instmment einer 
neuen internationalen Politik. Die Ent- 

scheidungs- und kgitimationsstmk- 
turen der Weltorganisation müßten ver- 
ändert werden, damit eine machtpoliti- 
sche Instmmentalisierung ausgeschlos- 
sen wird. Bündnis %/Die Grünen leh- 
nen jegliche Sonderrechte für einzelne 
Staaten und auch einen deutschen Sitz 
im Sicherheitsrat ab. Traditionelle Blau- 
helmeinsätze werden befürwortet und an 
restriktive Bedingungen geknüpft. Bei 
innerstaatlichen Konflikten soll die 
UNO nicht Partei ergreifen. E i  Macht- 
monopol würden die Vereinten Natio- 
nen allenfalls nach ihrer grundlegenden 
Reform erhalten. Bis dahin bleiben sie 
von den Einzelstaaten abhängig, sind 
folglich als Instmment zur Durchset- 
zung von Menschenrechten von gerin- 
ger praktischer Wirkung. Eine Einmi- 
schung in die Menschemechtsverhält- 
nisse anderer Gesellschaften und Staa- 
tensoll ausschließlich gewaltfrei gesche- 
hen, d.h. maximal durch ein System 
von Boykottmaßnahmen plus winschaft- 
licher Anreize für eine Politikänderung. 

In Europa soll eine Friedensordnung 
entstehen. Für einen Teil der bündnis- 
grünen Partei wäre diese Ordnung iden- 
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tisch mit sozialdemokratischen Überle- 
gungen für ein System kollektiver Si- 
cherheit (SKS). In beiden Fällen würde 
die KSZE das zentrale Fomm der euro- 
päischen Außen- und Sicherheitspolitik. 
Bündnis 9OIDie Grünen fordert aller- 
dings einen stmkturellen Umbau der 
KSZE in eine regionale nichimili- 
tärische Sicherheitsorganisation ein- 
schließlich eines weitergehenden Souve- 
ränitätsverzichts der beteiligten Staaten. 
Hierbei würde es sich nicht um eine 
SKS, sondern um eine entmilitarisierte 
Zone handeln. Es bleibt jedoch unklar, 
mit welchen KSZE-Partnern ein grün 
inspiriertes Auswärtiges Amt diese Zie- 
le umsetzen könnte. 

In vielen Fragen der internationalen 
Politik sind die roten und grünen Ziel- 
formuliemngen kompatibel. Sie unter- 
scheiden sich zumeist in Fragen des in- 
stitutionellen Übergangs. Solche Diver- 
genzen betreffen u.a. die künftige Rolle 
der NATO. Immer wieder wird in den 
bündnisgrünen Papieren betont, daß die 
Atlantische Allianz strukturell ungeeig- 
net sei, die komplizierten zivilen Aufga- 
ben einer gesamteuropäischen Friedens- 
ordnung wahrzunehmen. Anders als die 
große Mehrheit der Sozialdemokratln- 
nen wird daher die NATO-Abschaffung 
gefordert. Wie relevant dieser Pro- 
grammunterschied jedoch in einer mög- 
lichen rot-grünen Regiemngspraxis tat- 
sächlich sein würde, ist zur Zeit nicht 
abzusehen. So gibt es innerhalb des 
bündnisgrünen Spektmms einen re'for- 
merischen Flügel, der von einem 
schrittweisen Übergang ausgeht. An- 
ders als in früheren Jahren wird auch im 
Wahlprogramm ausdrücklich davon 
ausgegangen, daß die Entmilitarisierung 
der Politik und der Aufbau ziviler 
Strukturen Prozesse sind. die parallel 
laufen müssen. E i e  Konzentration auf 
die gemeinsame Gestaltung der Über- 
gangsperiode wäre durchaus möglich 
und in der Logik der ieweiligen Pro- - - 
gramme. 

Für die SPD wie für Bündnis 901Die 
Grünen stellt die Abrüstung eine Grund- 
Voraussetzung ieder künftigen Friedens- 
ordnung dar.-~eide ~arteien lehnen eine 
deutsche Beteiligung an Interventionen 
außerhalb des NATO-Gebietes ab. Un- 
terschiede ergeben sich insofern, als die 
Biindnisgrünen auf eine Bundesrepublik 
ohne Armee bzw. ohne irgendwelche 
Zwangsdienste zielen. Auch nach dem 
Ende des Ost-West-Gegensatzes stehen 
sie für eine Strategie der einseitigen 
friedens- und abrüstungspolitischen 
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